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NOTAR Dr. Stephan Sünner
Calwer Straße 7, 70173 Stuttgart

Vollständiger Wortlaut

des

Geseljschaftsvertrages

der

Wüstenrot &Württembergische AG

mit Bescheinigung gemäß § 181 AktG.



SATZUNG

der

Wüstenrot & Württembergische AG, Kornwestheim

l. Allgemeine Bestimmungen

§1

Firma und Sitz

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet

Wüstenrot & Württembergische AG

(2) Sitz der Gesellschaft ist Kornwestheim.

§2

Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist

a) die Leitung einer Gruppe von Unternehmen vornehmlich aus dem Bereich
der Finanzdienstleistung, die insbesondere - auch im Wege digitaler Ge-
schäfts-modelle - auf den Geschäftsfeldern des Bausparens, der Baufinan-
zierung, der Personenversicherung, der Schadenversicherung, der Rück-
Versicherung, der Investmentprodukte, der Immobilien, des Privatkunden-
Bankgeschäfts im In- und Ausland tätig sind;

b) die Erbringung von Dienstleistungen an Unternehmen, die mit der Gesell-
schaft im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbunden sind oder an denen die Ge-
Seilschaft mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist;

c) der Betrieb der Rückversicherung -auch im Wege digitaler Geschäftsmo-
delle- in allen Zweigen im In- und Ausland;

d) der Erwerb und die Veräußerung von Wertpapieren, Grundstücken und
sonstigen Vermögensgegenständen im Rahmen der Kapitalanlage.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem
Gegenstand des Unternehmens zu dienen geeignet sind. Sie darf insbesondere
Unternehmen, die in dem in Absatz 1 Buchstabe a) genannten Bereich tätig sind,
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im In- und Ausland gründen, erwerben, veräußern oder sich mittelbar oder un-
mittelbar an solchen Unternehmen beteiligen und die Leitung übernehmen oder
sich auf die Verwaltung der Beteiligungen beschränken. Im Rahmen ihres Unter-
nehmensgegenstandes ist die Gesellschaft berechtigt, Kredite aufzunehmen und
Schuldverschreibungen auszustellen.

§3

Bekanntmachungen und Informationen

(1) Bekanntmachungen erfolgen im Bundesanzeiger, sofern nicht gesetzlich zwin-
gend etwas anderes bestimmt ist.

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können
mit deren Zustimmung im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden.

§4

Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

II. Grundkapital und Aktien

§5

Grundkapital und Aktien

(1) Das Grundkapital beträgt EUR 490.311.035,60.

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 93.749.720 Stückaktien. Sämtliche Aktien -
auch neu auszugebende - lauten auf den Namen.

(3) Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen.
Die Gesellschaft ist berechtigt, sowohl Einzel- als auch Sammelurkunden auszu-
stellen.

(4) Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien
abweichend von § 60 Abs. 2 Aktiengesetz bestimmt werden.

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung
des Aufsichtsrats bis zum 13. Mai 2029 durch Ausgabe neuer, auf den Namen
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lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage einmalig oder mehr-
mals, insgesamt jedoch um höchstens EUR 100.000.000,00 zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2024). Dabei steht den Aktionären ein gesetzliches Bezugsrecht
zu. Den Aktionären kann das gesetzliche Bezugsrecht auch in der Weise einge-
räumt werden, dass die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten
oder diesen gemäß § 1 86 Abs. 5 AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Ver-
pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mit-
telbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht derAktionäre insbesondere in den fol-
genden Fällen auszuschließen:

für Spitzenbeträge; oder

bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, um die neuen Aktien im Rah-
men von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim (auch mittelbaren)
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Un-
ternehmen oder für den (auch mittelbaren) Erwerb anderer Vermögensge-
genstände (einschließlich von Forderungen, auch soweit sie gegen die Ge-
Seilschaft oder nachgeordnete Konzernunternehmen gerichtet sind) anbie-
ten zu können; oder

wenn die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegen Bareinlagen
zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis der be-
reits ausgegebenen Aktien nicht wesentlich unterschreitet, und der anteilige
Betrag der neuen Aktien am Grundkapital zwanzig von Hundert (20 %) des
Grundkapitals zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung in das
Handelsregister oder - falls geringer - zum jeweiligen Zeitpunkt der Aus-
Übung der Ermächtigung nicht übersteigt. Auf die 20 %-Grenze sind sons-
tige Aktien anzurechnen, die von der Gesellschaft gegebenenfalls während
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ge-
maß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen einer Barka-
pitalerhöhung neu ausgegeben oder nach Rückerwerb veräußert worden
sind. Auf die 20 %-Grenze sind ferner Aktien anzurechnen, in Bezug auf die
aufgrund von Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandel- o-
der Optionsrechten bzw. -pflichten bzw. Aktienlieferungsrechten der Gesell-
schaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des
Bezugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen
ausgegeben worden sind, ein Options- oder Wandlungsrecht, eine Wand-
lungs- oder Optionspflicht oder zugunsten der Gesellschaft ein Aktienliefe-
rungsrecht besteht; oder

soweit es erforderlich ist, um Inhabern oder Gläubigern von Optionsrechten
oder von Wandelschuldverschreibungen oder -genussrechten, die von der
Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgege-
ben worden sind oder werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem
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Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder
Wandlungsrechte bzw. nach der Ausübung von Aktienlieferungsrechten o-
der der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbetei-
ligung der neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2AktG zu bestimmen und die
weiteren Einzelheiten von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital
2024 und ihrer Durchführung, insbesondere den Ausgabebetrag und die für die
neuen Stückaktien zu leistende Einlage, festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist er-
mächtigt, die Fassung der Satzung jeweils nach Durchführung einer Erhöhung
des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2024 entsprechend derjewei-
ligen Erhöhung des Grundkapitals sowie nach Ablauf der Ermächtigungsfrist an-
zupassen.

(6) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 240.000.003,46, eingeteilt in bis zu Stück
45.889.102 auf den Namen lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Ka-
pital 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur durchgeführt, soweit

a) die Inhaber oder Gläubiger von Options- bzw. Wandlungsrechten oder die
zur Optionsausübung bzw. Wandlung Verpflichteten aus Schuldverschrei-
bungen oder Genussrechten, die von der Gesellschaft oder einem nachge-
ordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächti-
gung des Vorstands durch Hauptversammlungsbeschluss vom 14. Mai
2024 bis zum 13. Mai 2029 begeben bzw. von der Gesellschaft garantiert
werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen o-
der,

b) die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen oder Genussrech-
ten, die von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunter-
nehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch
Hauptversammlungsbeschluss vom 14. Mai 2024 bis zum 13. Mai 2029 be-
geben bzw. von der Gesellschaft garantiert werden, zur Optionsausübung
bzw. Wandlung verpflichtet sind und diese Verpflichtung erfüllen oder,

c) die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, an die Inhaber oder Gläubiger von
Schuldverschreibungen oder Genussrechten, die von der Gesellschaft oder
einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft aufgrund
der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptversammlungsbeschluss vom
14. Mai 2024 bis zum 13. Mai 2029 begeben bzw. von der Gesellschaft ga-
rantiert werden, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geld-
betrags Aktien der Gesellschaft zu liefern,
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und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder Aktien aus genehmigtem Kapital,
eigene Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedie-
nung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach
Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses vom 14. Mai
2024 jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn
teil. Der Vorstand ist soweit rechtlich zulässig ermächtigt, für den Fall, dass im
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss über die Verwen-
dung des Gewinns für das dem Jahr der Ausgabe unmittelbar vorausgehende
Geschäftsjahr gefasst worden ist, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen,
dass die neuen Aktien vom Beginn des dem Jahr der Ausgabe unmittelbar vo-
rausgehenden Geschäftsjahres an am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand istfer-
ner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Von der Ermächti-
gung durch hlauptversammlungsbeschluss vom 14. Mai 2024 zur Ausgabe von
Schuldverschreibungen oder Genussrechten darf nur Gebrauch gemacht wer-
den, wenn die Schuldverschreibungen oder Genussrechte so ausgestaltet sind,
dass das Kapital, das für sie eingezahlt wird, die im Zeitpunkt der Ausnutzung der
Ermächtigung geltenden aufsichtsrechtlichen Anforderungen für die Anerken-
nung als Eigenmittel auf Ebene der Gesellschaft und/oder auf Gruppenebene
und/oder auf Ebene eines Finanzkonglomerats erfüllt und die etwaigen aufsichts-
rechtlich zulässigen Aufnahmegrenzen nicht überschreitet. Ferner darf von der
Ermächtigung durch Hauptversammlungsbeschluss vom 14. Mai 2024 im Wege
der Begebung von Schuldverschreibungen sowie von Genussrechten durch
nachgeordnete Konzernunternehmen und ihrer Garantie durch die Gesellschaft
nur Gebrauch gemacht werden, wenn dies nach den insofern jeweils maßgebli-
chen aufsichtsrechtlichen Bestimmungen zulässig ist.

l. Vorstand

§6
Zusammensetzung, Geschäftsordnung, Beschlussfassung

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im Übrigen wird die Zahl
seiner Mitglieder durch den Aufsichtsrat festgelegt.

(2) Der Vorstand gibt sich mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Geschäftsord-
nung.
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(3) Die Gesellschaft wird durch zwei Mitglieder des Vorstandes oder durch ein Mit-
glied des Vorstandes gemeinschaftlich mit einem Prokuristen gesetzlich vertre-
ten. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne oder alle Mitglieder des
Vorstands alleine zur Vertretung der Gesellschaft berechtigt sind. Der Aufsichts-
rat kann einzelne oder alle Mitglieder des Vorstands allgemein, für bestimmte
Arten von Rechtsgeschäften oder im Einzelfall von den Beschränkungen des §
181 2. Alt. BOB befreien.

§7

Zustimmungspflichtige Geschäftsvorfälle

Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäften nur mit sei-
ner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

IV. Aufsichtsrat

§8

Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer

(1) DerAufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern, von denen sechs von der Haupt-
Versammlung und sechs von den Arbeitnehmern nach den Bestimmungen des
Mitbestimmungsgesetzes vom 4. Mai 1976 (MitbestG) gewählt werden.

(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Ge-
schäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt; hierbei wird das Geschäftsjahr,
in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann für
Mitglieder der Aktionäre eine kürzere Amtszeit bestimmen. Die Wahl des Nach-
folgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit ausgeschiedenen Mitgliedes erfolgt für
den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes.

(3) Gleichzeitig mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitgliedes kann ein Ersatzmitglied
gewählt werden, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn das Aufsichtsrats-
mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger ge-
wählt ist. Die Aktionäre können ein Ersatzmitglied für ein Aufsichtsratsmitglied
oder mehrere Aufsichtsratsmitgtieder wählen. Die Amtszeit eines in den Auf-
sichtsrat nachgerückten Ersatzmitgliedes der Aktionäre endet, sobald ein
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Nachfolger für das ausgeschiedene Mitglied gewählt ist, spätestens mit Ablauf
der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes.

(4) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt jeder-
zeit, jedoch nicht zur Unzeit, durch schriftliche Anzeige an den Vorstand nieder-
legen.

§9

Vorsitzender und Stellvertreter

(1) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder der
Aktionäre gewählt worden sind, findet ohne besondere Einberufung eine Auf-
sichtsratssitzung statt. In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat nach Maßgabe
des § 27 Abs. 1 und 2 MitbestG aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den stell-
vertretenden Vorsitzenden. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertre-
ters entspricht, soweit bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird,
ihrer Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrates. Scheidet der Vorsitzende oder sein
Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat derAufsichtsrat
unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vor-
zunehmen.

(2) Unmittelbar nach der Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters bildet der
Aufsichtsrat den in § 27 Abs. 3 MitbestG vorgeschriebenen Ausschuss.

§10

Einberufung, Beschlussfassung

(1) Aufsichtsratssitzungen finden so oft statt, wie es das Gesetz und das Geschäft
verlangen. Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sitzungen teil, soweit
der Vorsitzende des Aufsichtsrats nichts anderes bestimmt oder der Aufsichtsrat
nichts anderes beschließt.

(2) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen mit einer Frist von zehn Tagen schriftlich
ein und bestimmt den Tagungsort. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag
der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In
dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und mündlich, fern-
mündlich, durch Telefax oder unter Verwendung eines anderen gebräuchlichen
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Kommunikationsmittels einberufen. Mit der Einladung sind die Gegenstände der
Tagesordnung bekanntzugeben.

(3) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Aufsichtsratssitzungen ge-
fasst. Beschlüsse zu Gegenständen der Tagesordnung, die nicht rechtzeitig be-
kanntgegeben worden sind, können nur gefasst werden, wenn kein Mitglied der
Abstimmung widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall in-
nerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist Gelegenheit zu
geben, der Beschlussfassung zu widersprechen. Der Beschluss wird erst wirk-
sam, wenn kein abwesendes Mitglied innerhalb der Frist widersprochen hat.

(4) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrates kann auf Anordnung des Aufsichts-
ratsvorsitzenden auch durch mündliche, fernmündliche, schriftliche, durch Tele-
fax oder unter Verwendung eines anderen gebräuchlichen Kommunikationsmit-
tels übermittelte Stimmabgaben erfolgen. Solche Beschlüsse werden vom Vor-
sitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Ordnet der Auf-
sichtsratsvorsitzende gemäß Satz 1 eine Beschlussfassung im Wege einer Tele-
fön- oder Videokonferenz oder einer Kombination aus beidem an, steht den Auf-
sichtsratsmitgliedern hiergegen kein Widerspruchsrechtzu.

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder,
aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt.
Ein Mitglied nimmt, soweit es um die Beschlussfähigkeit des Aufsichtsrates geht,
auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der
Stimme enthält. Abwesende Mitglieder können an der Beschlussfassung teilneh-
men, indem sie eine schriftliche oder per Telefax oder unter Verwendung eines
anderen gebräuchlichen Kommunikationsmittels übermittelte Stimmabgabe
durch ein anderes Mitglied überreichen lassen.

(6) Soweit im Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt ist, werden Be-
Schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Eine Stimm-
enthaltung gilt nicht als abgegebene Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet
der Vorsitzende, ob über den Gegenstand erneut abgestimmt wird und ob die
erneute Abstimmung in dieser oder einer anderen Sitzung des Aufsichtsrates er-
folgen soll, wenn der Aufsichtsrat nicht ein anderes Verfahren beschließt. Ergibt
eine erneute Abstimmung über denselben Gegenstand wiederum Stimmen-
gleichheit, hat der Vorsitzende zwei Stimmen. Auch die zweite Stimme kann in
der in Absatz 5 Satz 3 bestimmten Form abgegeben werden.

(7) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tages-
Ordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen.

(8) Der Vorsitzende ist ermächtigt, die zur Durchführung der Beschlüsse des Auf-
sichtsrates erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und Willenserklärun-
gen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen.



-9-

(9) Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden hat sein Stellvertreter diese Befug-
nisse; dies gilt jedoch nicht für die in Absatz 6 Satz 4 und 5 geregelten Rechte.

(10) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Satzungsänderungen, die nur die Fassung betref-
fen, zu beschließen.

§11

Geschäftsordnung und Ausschüsse

(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Der Aufsichtsrat kann neben dem Ausschuss nach § 27 Abs.3 MitbestG weitere
Ausschüsse bilden und aus seiner Mitte besetzen. Den Ausschüssen können,
soweit gesetzlich zulässig, Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrates übertra-
gen werden.

(3) Zusammensetzung, Befugnisse und Verfahren der Ausschüsse werden durch
den Aufsichtsrat festgelegt. Soweit der Aufsichtsrat keine Bestimmung trifft, gilt §
10 für das Verfahrens der Ausschüsse entsprechend.

§12

Verschwiegenheit

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben über vertrauliche Angaben und Geheim-
nisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die
ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen
zu bewahren. Diese Verpflichtung gilt auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt.

(2) Will ein Mitglied des Aufsichtsrates Informationen an Dritte weitergeben, von de-
nen nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind oder Ge-
heimnisse der Gesellschaft betreffen, so soll es den Vorsitzenden des Aufsichts-
rates vorher unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben.
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§13

Vergütung

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste, nach Ablauf des Geschäfts-
Jahres zahlbare Vergütung, deren Höhe die Hauptversammlung festsetzt; setzt
die Hauptversammlung keinen Betrag fest, gilt der Betrag des Vorjahres. DieAus-
lagen und die aufdieAufsichtsratsvergütung entfallende Mehrwertsteuer werden
den Mitgliedern des Aufsichtsrats erstattet. Die feste Vergütung erhöht sich für
den Vorsitzenden um 150 % und für seine Stellvertreter um 75 % des von der
Hauptversammlung festgesetzten Betrages gemäß Satz 1.

(2) Aufsichtsratsmitglieder, die einem oder mehreren Ausschüssen angehören, er-
halten für ihre Tätigkeit in dem jeweiligen Ausschuss eine zusätzliche feste Ver-
gütung, deren Höhe die hlauptversammlung festsetzt; setzt die Hauptversamm-
lung keinen Betrag fest, gilt der Betrag des Vorjahres. FürAusschussvorsitzende
erhöht sich die zusätzliche Vergütung für die Ausschusstätigkeit um 150 % und
für ihre Stellvertreter um 75 % des von der Hauptversammlung festgesetzten Be-
träges gemäß Satz 1.

(3) Gehören Aufsichtsratsmitglieder dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss nur
während eines Teils des Geschäftsjahres an, verringert sich ihre Vergütung ge-
maß Absatz 1 bzw. Absatz 2 zeitanteilig.

(4) Für die Teilnahme an einer Aufsichtsratssitzung erhält jedes Aufsichtsratsmitglied
ein Sitzungsgetd, dessen Höhe die Hauptversammlung festlegt; setzt die Haupt-
Versammlung keinen Betrag fest, gilt der Betrag des Vorjahres. Als Teilnahme im
Sinne von Satz 1 gilt auch die Teilnahme per Telefon oder Video an einer Prä-
senzsitzung des Aufsichtsrats oder an einer im Wege einer Telefon- oder Video-
konferenz durchgeführten Aufsichtsratssitzung.

(5) Die Gesellschaft kann zugunsten derAufsichtsratsmitglieder eine Haftpflichtver-
Sicherung abschließen, welche die gesetzliche Haftpflicht aus der Aufsichts-
ratstätigkeit abdeckt.
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V. Hauptversammlung

§14

Ort; virtuelle Hauptversammlung

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, in Stuttgart, an einem
anderen Ort im Regierungsbezirk Stuttgart oder am Sitz einer Deutschen Wert-
papierbörse statt.

(2) Der Vorstand ist ermächtigt, für Hauptversammlungen, die innerhalb von fünf
Jahren nach Eintragung dieser Ermächtigung in das Handelsregister stattfinden,
vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder
ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle
Hauptversammlung).

§15

Einberufung

Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Hauptversamm-
lung durch den Vorstand einzuberufen. Der Tag der Einberufung und der Tag der
Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Die Einberufungsfrist verlängert
sich um die Tage der Anmeldefrist.

§16

Teilnahme an der Hauptversammlung

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts
sind die Personen berechtigt, die als Aktionäre im Aktienregister eingetragen sind
und sich bei der Gesellschaft zur Hauptversammlung anmelden. Die Anmeldung
muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse
mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen; in der Einberufung
kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag
des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen.

(2) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptver-
Sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen
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(3)

(4)

Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. Entscheidet
der Vorstand, von der Ermächtigung gemäß Satz 1 Gebrauch zu machen, legt
er auch den Umfang der Rechtsausübung sowie das Verfahren für die Teilnahme
und Rechtsausübung gemäß Satz 1 fest. Die Festlegungen sind in der Einberu-
fung bekannt zu machen.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Ton-
Übertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden
Weise zuzulassen.

Den Mitgliedern des Aufsichtsrats ist es gestattet, an virtuellen Hauptversamm-
lungen im Wege der Bild- und Tonübertragung teilzunehmen. Satz 1 gilt nicht für
ein Mitglied des Aufsichtsrats, das den Vorsitz in der Hauptversammlung führt.

§17

Vorsitz in der Hauptversammlung

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates
oder ein von ihm bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre. Für
den Fall, dass weder der Vorsitzende des Aufsichtsrates noch ein von ihm be-
stimmtes Mitglied des Aufsichtsrates den Vorsitz übernimmt, wird derVorsitzen-
de aus dem Kreise der Anteilseigner durch den Aufsichtsrat gewählt.

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt insbesondere die Reihen-
folge derVerhandlungsgegenstände und derWortbeiträge sowie die Art und Rei-
henfolge der Abstimmungen. Ferner kann der Vorsitzende das Frage- und Rede-
recht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere er-
mächtigt, bereits zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs
für das Frage- und Rederecht zusammengenommen einen zeitlichen Rahmen
für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte
und für einzelne Redner zu setzen.

§18

Beschlussfassung

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.
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(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfa-
eher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst,
falls nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vorschreibt.

(3) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Für die
Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis der Bevollmächtigung
gegenüber der Gesellschaft gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre ihre Stimmen, ohne
an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer
Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Entscheidet der Vorstand, von der
Ermächtigung gemäß Satz 1 Gebrauch zu machen, legt er auch die näheren
Einzelheiten der Briefwahl fest. Die Festlegungen sind in der Einberufung be-
kannt zu machen.

VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung

§19

Jahresabschluss

(1) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzern-
abschluss und den Konzernlagebericht innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzu-
stellen und zusammen mit dem Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns
dem Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen.

(2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung
hat der Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen,
die innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden
hat. Sie beschließt über die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats so-
wie über die Verwendung des Bilanzgewinns. Die Hauptversammlung kann an-
stelle oder neben einer Barausschüttung auch eine Sachausschüttung beschlie-
ßen.

(3) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresab-
Schlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche
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Rücklage einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrags verbleibt, ganz oder
teilweise in andere Gewinnrücklagen einzustellen.



Notar Dr. Stephan Sünner
Notare Ohnleiter-Hillebrand-Dr. Sünner Calwer Straße 7 • 70173 Stuttgart

AZ 2290 / 2025 S

Bescheinigung gem. § 181 Aktiengesetz

Zu der vorstehenden Fertigung der Satzung wird bescheinigt, dass diese den vollständigen
Wortlaut der Satzung in der Fassung enthält, wie er sich unter Berücksichtigung aller bisheri-
gen Änderungen ergibt.

Gleichzeitig wird bescheinigt, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung mit den gemäß
des Aufsichtsratsbeschlusses

vom 23.09.2024

beschlossenen Änderungen der Satzung übereinstimmen.

Stuttgart, den 27.02.2g
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- Christine Schmidt -
Württ. Notariatsassessorin
als amtlich bestellte Vertreterin des Notars Dr. Stephan Sünner



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Stuttgart, den 05.03.2025

Christine Schmidt, Notarvertreter/in


